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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.02.1975 

Geschäftszahl 

0737/73 

Rechtssatz 

Die Verwaltungsbehörde kann gemäß den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 
Kostenersparnis zu Sachverhaltsfeststellungen allein auf Grund der Erhebungsergebnisse der Gendarmerie, des 
Strafurteils eines Gerichtes (und des bestätigenden Erkenntnisses des OGH) kommen. Es bedarf daher nicht der 
Beischaffung des gesamten strafgerichtlichen Aktes oder gar der Durchführung eines neuen 
Ermittlungsverfahrens. Die Urteilsfeststellungen des Strafgerichtes kann die Verwaltungsbehörde als 
Beweismittel heranziehen, weshalb auf die Frage, wie weit die Bindungswirkung der Verwaltungsbehörde an ein 
rechtskräftiges Urteil eines Strafgerichtes reicht, nicht einzugehen ist. 
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